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hat bestimmt vieles für sich ; aber mindestens ebenso stark wie diese Überlegung
fiel bei der Ausarbeitung der Rentengesetzgebung ins Gewicht, daß der sowjetische

Staat auf keine Arbeitskraft verzichten will oder nur während einer
möglichst kurzen Zeit. Der bezahlte Urlaub für schwangere Frauen dauert zum
Beispiel bloß zwei Monate vor und zwei Monate nach der Entbindung. Da die
meisten Familien auf den Verdienst der Frau angewiesen sind, kann das nicht
eben als generös bezeichnet werden.

In derselben Richtung weist die Tatsache, daß es keine Arbeitslosenversicherung
gibt. Nun behauptet freilich die sowjetische Propaganda, daß es in der Sowjetunion

gar keine Arbeitslosen gebe und man deshalb auch keine Arbeitslosenversicherung

brauche. Die umgekehrte Argumentierung wäre überzeugender,
nämlich daß der Staat es sich wegen der fehlenden Arbeitslosigkeit leisten könne,
für etwaige Notfälle eine Arbeitslosenversicherung zu haben. Tatsache ist, daß
Leute, die den Arbeitsplatz oder den Wohnort wechseln, mitunter einige Wochen,
mitunter einige Monate lang keine neue Arbeit finden, also auch keinen Lohr^
beziehen. In der «Komsomolskaja Prawda» vom 7. Oktober dieses Jahres war zum
Beispiel von einem Arbeiter zu lesen, der aus Familiengründen in eine andere
Stadt umsiedelte, aber dort erst nach 5 Monaten einen neuen Arbeitsplatz fand.
Er war also 5 Monate lang arbeitslos. Ob solche Fälle häufig sind oder nicht, läßt
sich nicht ermitteln; auf jeden Fall ist für sie keine Vorsorge getroffen. Dem Staat
ist eben daran gelegen, daß jedermann unter allen Umständen das größte Interesse

daran hat, einen Arbeitsplatz zu haben. Diese Haltung des Staates ist sicherlich

legitim, zumal der neue, der kommunistische Mensch, der keine Habgier und
keine Faulheit mehr kennt und das Wohl der Gemeinschaft seinem eigenen Vorteil

voranstellt, offensichtlich nicht geformt werden kann.

Erweiterte Möglichkeiten für die Behinderten

Seit 1966 verwaltet Pro Infirmis im Auftrag des Bundes einen Kredit für
Fürsorgeleistungen an Invalide. Andere gemeinnützige Organisationen tun dasselbe
entsprechend ihrer besonderen Zweckbestimmung.

Per 1.Januar 1971 ist dieser Kredit anläßlich der Revision des Bundesgesetzes'
über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung
von 1,5 auf 2,5 Millionen Franken erhöht worden. Diese Tatsache erlaubt es

nun, Sachleistungen (medizinische und berufliche Maßnahmen, Hilfsmittel),
Dienstleistungen (Hauspflegehilfe) und einmalige bzw. periodische Geldleistungen
zu kumulieren. Besonders erfreulich dürfte sich der Einbezug von beruflichen
Maßnahmen unter die Sachleistungen bei Schweizern, Ausländern und Staatenlosen

auswirken. In Härtefällen können auch bedürftigen Invaliden, denen keine
Rente oder Hilflosenentschädigung der IV zusteht, Geldleistungen gewährt
werden, sofern sie voraussichtlich in den Genuß einer IV-Leistung kommen
werden oder ihnen eine solche nicht mehr ausgerichtet werden kann.

Invalide in einer finanziellen Notlage können sich bis zum Erreichen des AHV-
Alters an die Beratungsstellen Pro Infirmis in den Kantonen wenden; invalide
AHV-Rentner an die Kantonalkomitees der Schweizerischen Stiftung für das Alter.
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